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LM 
Neues Landeswassergesetz schafft 
Sicherheit für wichtigste Ressource 
 

Das Kabinett hat heute dem Entwurf der Novelle des Landeswas-
serrechts mit seinem Kernstück eines neuen Landeswasser- und 
Küstenschutzgesetzes zugestimmt. Das alte Landeswassergesetz 
stamme aus dem Jahr 1992 und sei nicht mehr zeitgemäß, so der 
Minister für Klimaschutz, Landwirtschaft, ländliche Räume und 
Umwelt, Dr. Till Backhaus: 

„Dürren in den letzten Jahren haben uns vor Augen geführt: Sau-
beres Wasser ist nicht überall zu jeder Zeit in unbegrenzten Men-
gen verfügbar. Andererseits ist Wasser bei Hochwasser  
oder Starkregenereignissen für den Moment im Übermaß vor-
handen. Dann offenbart es uns seine - oft auch zerstörerische – 
Kraft. Extremereignisse nehmen zu und machen uns die Folgen 
des Klimawandels deutlich. Wir müssen Anpassungsmaßnahmen 
der Wasserwirtschaft an die Folgen des Klimawandels regeln. Es 
gilt, langfristig Vorsorge für intakte Gewässer und sauberes, be-
zahlbares Trinkwasser zu treffen und die Menschen sowie ihr 
Hab und Gut vor Fluten zu schützen. Kernbotschaften der No-
velle sind daher: Wasser schützen, nachhaltig nutzen, Leben ret-
ten“, so Minister Backhaus. Demnach sollen unter anderem 
Maßnahmen festgelegt werden, die die Zielerreichung der euro-
päischen Wasserrahmenrichtlinie unterstützen: 

„Im bundesgesetzlich vorgegebenen Gewässerrandstreifen (5 
Meter) werden die tief wendende Bodenbearbeitung und die 
Anwendung von Pflanzenschutz- und Düngemitteln verboten. 
Das reduziert Nährstoffeinträge in die Gewässer, bewirkt einen 
erheblichen Teil der Phosphor-Reduktion für die Ostsee und leis-
tet einen wertvollen Beitrag zur Biotopvernetzung. Zugunsten der 
Gewässerentwicklung, des Hochwasserschutzes und der Gewäs-
serunterhaltung soll ein angemessener Korridor entlang und über 
den oberirdischen Gewässern möglichst frei von Bebauung und 
anderen Anlagen bleiben. Der Abstand beträgt beidseits 7 Meter 
bzw. 10 Meter bei verrohrten Gewässerabschnitten. Wer eine 
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neue Anlage in diesem Streifen errichten will, trägt die Darle-
gungslast für die wasserwirtschaftliche Unbedenklichkeit“, führt 
der Minister aus und ergänzt: 

„Es ist wichtig, dass das Land seine Kräfte auch für die Zielerrei-
chung nach Wasserrahmenrichtlinie fokussiert. Dazu wird die Ge-
wässereinteilung in 1. und 2. Ordnung konsequent an der wasser-
wirtschaftlichen Bedeutung ausgerichtet. In die Unterhaltungs-
last der Wasser- und Bodenverbände gehen landesweit ca. 176 
Kilometer Fließgewässerstrecken, 8 Einlaufbereiche mit Schöpf-
werken im Einzugsgebiet der Elbe sowie 3 Schöpfwerke an der 
Küste über, die bisher der 1. Gewässerordnung zugerechnet sind. 
Auf die Beitragszahlerinnen und Beitragszahler in 11 der 27 Was-
ser- und Bodenverbände können deshalb höhere Beitragslasten 
zukommen. Das Land bekommt im Gegenzug rund 137 Kilometer 
Fließgewässerstrecken aus der 2. in die 1. Ordnung übertragen 
und wird auch hier für die Zielerreichung kämpfen.“ 

Das neue Gesetz solle auch für ein Umdenken bei den Was-
sernutzern sorgen, erklärt Backhaus: 

„Der Volksmund sagt: „Was nichts kostet, taugt auch nichts.“ 
Wasser ist das wichtigste Lebensmittel auf der Welt. Für seine 
Benutzung erhebt das Land seit 1992 bereits ein Wasserbenut-
zungsentgelt, das zurzeit für Grundwasser 10 Cent je 1.000 Liter 
beträgt. Für Grundwasserentnahmen ist nun eine Verdoppelung 
von 10 auf 20 Cent je 1.000 Liter vorgesehen. Eine vierköpfige Fa-
milie muss bei einem Trinkwasserbezug von statistisch 152 Kubik-
metern im Jahr also voraussichtlich gut 15 Euro jährlich mehr an 
Trinkwassergebühren zahlen. Außerdem wird die vollständige 
Entgeltbefreiung der landwirtschaftlichen und erwerbsgärtneri-
schen Beregnung, die aus dem Wasserrecht der DDR übernom-
men worden war, nicht fortgeführt. Damit wird eine Verscho-
nungssubvention und Ungleichbehandlung gegenüber anderen 
Wirtschaftszweigen beseitigt. Allerdings wird die landwirtschaftli-
che und erwerbsgärtnerische Beregnung nicht dem regulären Ab-
gabesatz bei Wasserentnahmen aus dem Grundwasser unterwor-
fen. Die Anhebung erfolgt daher mit Augenmaß. 
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Bei Einsatz wassersparender Bewässerungstechniken (etwa 
Schlauchbewässerung) soll der Entgeltsatz zusätzlich spürbar ab-
gesenkt werden. Die Frostschutzberegnung als existenzsichernde 
Maßnahme bleibt entgeltfrei. Diese Maßnahme soll nicht nur zur 
Finanzierung der wasserwirtschaftlichen Aufgaben beitragen. In 
erster Linie soll das Entgelt das Bewusstsein für den Wert der 
Ressource Wasser schärfen und zu deren sparsamer Benutzung 
anregen“, konkretisiert der Minister. 

Ein Kernstück der Novelle sei aber die Neuordnung der Regelun-
gen zum Küsten- und Hochwasserschutz, sagt Backhaus weiter: 

Die Bildung von Deich- und Küstenschutzverbänden, die das alte 
Wassergesetz immer noch vorsah, wird nicht mehr verfolgt. Das 
Land schützt die im Zusammenhang bebauten Siedlungsbereiche 
und bekennt sich durch das Gesetz zu dieser Verantwortung vor-
behaltlos. Hier geht es um elementare Sachwerte und in letzter 
Konsequenz auch um viele Menschenleben. Für diese Kernauf-
gabe muss das Land seine finanziellen und personellen Ressour-
cen bündeln können. Weder die Finanzausstattung der Wasser-
wirtschaftsverwaltung noch ihre Möglichkeiten, freiwerdende 
Stellen aufgabenadäquat zu besetzen, werden sich auf absehbare 
Zeit verbessern. Daher ist es unerlässlich, dass sich das Land auf 
den Schutz der im Zusammenhang bebauten Gebiete kon-
zentriert. Der Bau und die Unterhaltung von Hochwasser- und 
Küstenschutzanlagen für rein landwirtschaftlich genutzte Flächen 
und Bereiche außerhalb der geschlossen besiedelten Gebiete soll  
in Zuständigkeit der Wasser- und Bodenverbände verbleiben bzw. 
in die Hände der Gemeinden gegeben werden. Das bedeutet, 
dass einige Anlagen, die das Land derzeit noch unterhält, in die 
Unterhaltungslast der Wasser- und Bodenverbände übergehen 
werden. In einem ordnungsgemäßen Unterhaltungszustand, das 
will ich betonen. Konkret geht es um gut 115 Kilometer Deiche 
und Dünen an der Küste und im Binnenland, die derzeit knapp 
9.800 Hektar Polderflächen schützen.  

Da sich die natürlichen Küstenrückgangsprozesse unvermindert 
wirken und sich mit dem Meeresspiegelanstieg noch verstärken, 
können künftig Küstenrückgangsgebiete durch Rechtsverordnung 
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festgelegt werden, insbesondere um die Rückverlegung von Küs-
tenschutzanlagen zu sichern“, so Minister Backhaus abschlie-
ßend. 

 


